— 139 — 


Amts 


der Königlichen Regierung zu 


Iro. 24. 


Marienwerder, den 13. Juni. 


Blatt 


Marienwerder. 
1877. 


Inhalt des Reichs⸗Geſetz⸗Blatts. 


Das 20, 21., 22., 23. 24. u 25. Stück des Reichs⸗ 
Geſetzblatts pro 1877 enthält unter: 


Nr. 1186 das Geſetz, betreffend die Raus 192 heen Nr. 


von Elſaß⸗Lolhringen. Vom 2. Mai 1877 


D 


Ne. 1187 das Geſetz, betreffend die Aufnahme einer 


Anleihe für Zwecke der Verwaltungen der Poſt und 


Telegraphen, der Marine und des Reichsheeres. Vom 


10. Mai 1877. . 

Nr. 1188 das Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes 
vom 23. Mai 1873, betreffend die Gründung und 
Verwaltung des Reichsinvalidenfonds, und des Ge⸗ 
ſetzes vom 8 Juli 1873, betreffend den nach dem 
Geſetz vom 8. Juli 1872 einſtweilen reſervirten 
Theil der franzöſiſchen Kriegskoſten⸗Entſchädigung. 
Vom 11. Mai 1877. 

Nr. 1189 die Bekanntmachung, betreffend die Ausgabe 
von Schatzanweiſungen im Betrage von 10,000,000 
Mark. Vom 14. Mat 1877. 

Nr. 1190 die Bekanntmachung, betreffend die Ausgabe 
verzinslicher Schatzanweiſungen im Betrage von 
6,300,000 Mark. Vom 17. Mai 1877. 

Nr. 1191 das Geſetz, 
baushalts für die Rechnungsperiode vom 1. Januar 

1876 bis Ende März 1877 und des Landeshaus⸗ 
halis von Elſaß Lothringen für das Jahr 1876. 
Pom 22. Mai 1877. 

Nr. 1192 das Geſetz, betreffend die Erwerbung von 
zwei in Berlin gelegenen Grundſtücken für das Reich. 

om 23. Mai 1877. 

Nr. 1193 das Patentgeſetz. Vom 25. Mai 1877. 

Nr. 1194 die Bekanntmachung, betreffend die Ausgabe 
von Schatzanweiſungen im Betrage von 10,000,000 
Mark. Vom 27. Mai 1877. 

Nr. 1195 das Geſetz, betreffend den Bau einer Eiſen⸗ 
bahn von Teterchen bis zur Saarbahn bei Bouß 
und bei Völklingen. Vom 21. Mai 1877. 

Nr. 1196 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines 
Nachtrags zum Haushalts Etat des deutſchen Reichs 
für das Etatsjahr 1877/78. Vom 26. Mai 1877. 

Nr. 1197 den Freundſchaftsvertrag zwiſchen Seiner 

Majeſtät dem deutſchen Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 

im Namen des deutſchen Reichs, und Seiner Ma 

1855 dem Könige von Tonga. Vom 1. 


betceffend die Kontrole des Reichs⸗ 1) 


Inhalt der Geſetz⸗ Sammlung. 


Das 12. Stück der Geſetz⸗Sammlung pro 1877 
enthält unter: 
8501 die Verordnung, betreffend den Wegfall ver⸗ 
ſchiedener Abgaben in der Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein. Vom 7 April 1877. 


Allerhöchſten Erlaß, betreffend eine Aen⸗ 
derung des Regulativs über den Geſchäftsgang bei 
der Ober⸗Rechnungskammer. Vom 11. Mai 1877. 


Nr. 8503 den Staatsvertrag zwiſchen Preußen und 
Heſſen wegen der Anlage von Eiſenbahnen von 


Frankfurt a. M. nach der Riedbahn und von Hanau 
nach Babenhauſen. Vom 4. Februar 1877. 


Nr. 8504 den Staatsvertrag zwiſchen Preußen und 
Bayern wegen Herſtellung einer Eiſenbahn⸗Verbin⸗ 
dung zwiſchen St. Ingbert und Saarbrücken. Vom 
23. April 1877. 


Nr. 8502 den 


Berordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 


Bekanntmachung. 


Der für den preußiſchen Staat, mit Ausnahme 
der Provinz Hannover, als Auswanderungs⸗Unter⸗ 
nehmer conceſſionirte Direktor der Aktien Geſellſchaft 
Norddeutſcher Lloyd, C. Stockmeyer zu Bremen, iſt 
verſtorben. 

In Folge deſſen iſt die auf Grund einer Vol: 
macht deſſelben dem Kaufmann Carl Auguſt Ferdinand 
Behmer hierſelbſt (Mitinhaber der Firma Johanning 
& Behmer) unter dem 16. November 1875 ertheilte 
und auf das Jahr 1877 prolongirte Conceſſion als 
Generalbevollmächtigter des ꝛc. Stockmeyer erloſchen 
und der ꝛc. Behmer daher, Mangels einer anderen 
entſprechenden Conceſſion, nicht mehr befugt, Verträge 
mit Auswanderern und Reiſenden Behufs deren Bes 
förderung nach Nordamerika und Cuba abzuſchließen. 
Ebenſo haben die von dem ꝛc. Behmer auf Grund der 
gedachten Conceſſion beſtellten Unteragenten die Berech⸗ 
tigung verloren, dergleichen Verträge zu vermitteln. 

Nach § 14 des Reglements vom 6. September 


d 


1853, betreffend den Geſchäftsbetrieb der zur Beför⸗ 


November derung von Auswanderern conceſſionirten Perſonen, 


wird dies hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen 


Ausgegeben in Marienwerder den 14. Juni 1877. 
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Kenntniß gebracht, daß etwaige aus dem Geſchäfts⸗ 13. September 1875 ertheilte Conceſfion zum Betriebe 
betriebe des ꝛc. Behmer herzuleitende Anſprüche an die des Auswanderer⸗Beförderungs⸗Geſchäfts im preußi⸗ 
bei bieffeitiger Polizei⸗Haupt Kaſſe beſtellte Caution ſchen Staate — mit Ausnahme der Provinz Han⸗ 
binnen 12monatlicher Friſt beim Polizei⸗Präfidio ange nover — iſt durch den Tod des ꝛc. Stockmeyer ers 
meldet werden müſſen, widrigenfalls die Caution nach loſchen. In Gemäßheit des § 9 des Geſetzes vom 7. 
Ablauf der Friſt an den ꝛc. Behmer zurückgegeben wer⸗ Mai 1853 find damit auch die Conceſſionen feiner bis⸗ 


den wird. enge ee n 4 
Nach § 14 des Reglements vom 6. September 
Berlin, den 3. Mai 1877. 1853, betreffend den Geſchäftsbetrieb der zur Beför⸗ 
Königliches Polizei⸗Präfidium. derung von Auswanderern conceſſtonirten Perſonen, 
v. Ma dai. wird dies hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen 


Kenniniß gebracht, daß etwaige aus dem Geſchäfts⸗ 

2 Bekanntmachung. betriebe des ꝛc. Stockmeyer herzuleitende Anſprüche an 
die bei dieffeitiger Polizei Haupt-Kaſſe beſtellte Caution 

Die dem Direktor der Aktien Geſellſchaft „Nord binurn 12monatlicher Friſt beim Polizei Präſidio an⸗ 
deutſcher Lloyd“ zu Bremen, C. Stockmeyer, unter dem gemeldet werden müſſen, widrigenfalls die Caution 
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nach Ablauf der Friſt an die legitimirten Erben des 
Verſtorbenen zurückgegeben werden wird. 
Berlin, den 3. Mai 1877. 
Könioliches Polizei Präſidium. 
v. Madai. 


Serordnu 
rovinzial⸗ Behörden. 


Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 14. September 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung 


1. des Gutsbeſitzers und Gemeindevorſtehers Schell⸗ 
wien in Groß Falkenau zum Standesbeamten für 


2 und Bekanntmachungen der 


8) 


den XXVIII. Standesamtsbezirk, Gr. Falkenau, 
Kleiſes Marienwerder, Datt des Amtsvorſtehers 
Hofbeſitzers Herbſt in Gr. Falkenau, 

des Amtsvorſtehers Hofbeſitzers Herbſt in Groß 
Falkenan zum Stellvertreter des Standesbeamten 
für den gedachten Bezi k, ſtatt des Gutsbeſitzers 
Schellwien in Gr. Falkenau, 


hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 


Königsberg, den 29. Mai 1877. 
Der Ober⸗Präfident der Provinz Preußen. 


v. Horn. 


kemmer 


fung 
Regierungsbezirks Marienwerder im Monat Mai 1877. 
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Daß in denjenigen Orten, 
beſcheinigt. 


wo die Rubriken Unausgefüll geblieben, dle bezeich 
Marienwerder, den 7. Juni 1877 


Laden ⸗Preiſe. 
Kilogramm. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Lë Arttkel nicht zu Markte gekommen find, 
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Durchſchnitts⸗Markt⸗Preiſe 
des Schlachtviehes zu Thorn im Monat Mai 1877 nach Lebendgewicht. 


5) 
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6) Offene Waldwärterſtelle. den Viehhof überwachenden Veterinär⸗Beamten zur 

Die zu der Königlichen Oberförſterei Gollub, im Prüfung vorgezeigt werden. Fehlen derartige Atteſte 
Strasburger Kreiſe, gehötige Waldwäcter⸗Stelle Ba⸗ oder können dieſelben nicht ſogleich vorgezeigt werden, 
ranitz, mit welcher jetzt neben freier Dienſtwohnung ſo erfolgt die polizeiliche Obſervation oder Abſperrung 
und einiger Läadereinutzung ein baares Gehalt von der Thiere, reſp. deren Schlachtung in dem polizei⸗ 
396 Mark jährlich verbunden ift, fol zum 1. Juli d. J. lichen Schlachthauſe, oder in den off ntlichen Schlacht⸗ 
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beſetzt werden. 

Zur Forſtverſorgung berechtigte Anwärter der 
Jägerklaſſe A. I. und A. 
ihre 
Stelle unter Einreichung ihres von ihnen ſelbſt ge⸗ 
ſchriebenen Lebenslaufs und ihrer vollſtändigen Dienſt⸗ 
und Führungs Zeugntſſe hierher einzuſenden. 

Marienwerder, den 24. Mai 1877. 

Königliche Regierung. 
7) Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund der 88 5, 6 und LL des Geſetzes 


über die Polizei Verwaltung vom 11. März 1850 


II. werden aufgefordert, 
ſchriftlichen Bewerbungen um die bezeichnete | 


häuſern des Viehmarktes, je nach Lage der Sache und 


nach Anordnung des betreff nden Kreisthierarztes, wo⸗ 


bei in Kogfliktfällen der Departementsthierarzt als 
letzte Inſtanz die Eniſcheidung hat. 

§ 4. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden 
Beſtimmungen werden, ſoweit ſolche nicht im Straf⸗ 
geſetzbuch mit höheren Strafen bedroht find, mit einer 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder 14 Tagen Haft für 


jedes Stück Vieh geahndet. 


Berlin, den 22 September 1875. 
Königliches Polizeipräſidium. 
(gez) v. Ma dai. 
Vorſtehende bereits im Amtsblatte pro 1875 


Ge S. 265) verordnet nach Berarhung mit dem Ne. 43 publicirte Polizei⸗Verordnung wird nochmals 
Gemeindevorſtande das Königliche Polizei Präſidium mit dem Bemerken zur öffenilichen Kenntniß gebracht, 
hinſichtlich des Verkehrs mit Vieh auf dem hieſigen daß die im §1 vorgeſchriebenen Urſprungs⸗Atteſte nur 
Viehhofe was folgt: genügen, wenn dieſelben von den Polizeibehörden, 

8 1. Alles auf den hieſigen Viehhof zum Ver: als welche im Bereiche der Kreisordnung vom 13. De⸗ 
kauf gebrachte Rindvieh muß mit einer Beſcheinigung zember 1872 in den Städten die Polizeiverwal⸗ 


(Urſprungs⸗Atteſt) der Polizeibehörde desjenigen Ortes, 
aus welchem daſſelbe herſtammt reſp. wo es angekauft 
iſt, verſehen ſein. 

§ 2. Die Beſcheinigung (8 1) muß zunächſt 
eine derartig genaue Bezeichnung der Thiere (Signa⸗ 
lement) enthalten, daß eine Prüfung der Identität der 
aufgetriebenen Thiere mit den im Atteſt bezeichneten 
möglich iſt. 

Außerdem iſt darin anzugeben, wie lange jedes 
der in dem Atteſte bezeichneten Stücke Vieh an dem 
betreffenden Orte ſich befunden hat, ſowie endlich, daß 
in dem Heimathsorte des Vieh's keine anſteckende 
Krankheit herrſcht. 

§ 3. Dieſe Beſcheinigungen (Urſprungs⸗Atteſte) 
($ 1 und 2) muſſen von den Inhabern des Viehes 
d. h. von den Eigenthümern, den Commiſſionairen, 
welchen daſſelbe übergeben iſt, oder den Vertretern 
beider, ſowie von denjenigen Perſonen, welchen die 
Wartung und Pflege des Viehs übertragen iſt, oder 
welche ſich bei demſelben befinden, auf Verlangen den 


tungen und auf dem Lande die Amtdoor: 
ſteher allein anzuſehen ſind, ausgeſtellt worden 


nd. 
Marienwerder, den 26. Mai 1877. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


8) Die nachſtehende Aufforderung: 
Aufforderung 
zur Bewerbung um ein Stipendium der Jacob 
Saling'ſchen Stiftung. 

Aus der unter dem Namen „Jacob Saling⸗ 
ſchen Stiftung“ für Studirende der Königlichen Ge: 
werbe⸗Academie begründeten Stipendien⸗Siiftung iſt 
vom 1. Oktober d. J. ab ein Stipendium in Höhe von 
600 Mark zu vergeben. Nach dem durch das Amts⸗ 
blatt der Köntelichen Regierung zu Potsdam vom 
9. Dezember 1864 veröffentlichten Statute find die 
Stipendien dieſer Stiftung von dem Miniſter tum 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten an be: 
dürftige, fähige und fleißige, dem Preußiſchen Staats⸗ 
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verbande angehörige Studirende der genannten An⸗ 9) 
ſtalt auf die Dauer von drei Jahren unter | 

Bedingungen zu verleihen, unter welchen die Staats⸗ 
Stipendien an Studirende dieſer Anſtalt bewilligt 


Bekanntmachung. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 23. Mai cr. dem Albert Vereine zu 
werden e e e 2 Ee Së zu 

( . derjenigen Lotterie, welche derſelbe zum Beſten eines 
laſſen Gegen E e eet set. für Krankenpfligerinnen daſelbſt zu errichtenden Aſyls ꝛc. 
fung auf einer Gewerbeſchule abgelegt haben, das mit Genehmigung der Königlich ſächſiſchen Regierung 
Prädikat „mit Auszeichnung beſtanden“ zu Theil ge: zu veranftalten beabſichtigt, auch im diesſeitigen Staats⸗ 
worden iſt, oder, wenn ſie von einer Realſchule oder SÉ, Cen, dr 1 1877 
einem Gymnaſium mit dem Zeugniß der Reife ver ` ez ialiche N 12 AU d Sab 
ſehen find, zugleich nachzuweiſen vermögen, daß fie nigliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
ſich durch vorzügliche Leiſtungen und hervorragende 


Fähigkeiten ausgezeichnet haben. 


Bewerber um das vom 1. Oktober d. J. ab 
zu vergebende Stipendium werden aufgefordert, ihre 
desfallſigen Geſuche an diejenige Königliche Regie⸗ 
rung reſp. Landdroſtei zu richten, deren Verwaltungs: 


betzirke fie ihrem Donncil nach angehören. 


Dem Geſuche ſind beizufügen: 
1. der Geburtsſchein, 
2. 

ſein muß, daß 

Tüchtigkeit für die prakliſche Ausführung des 

von ihm erwahlten Gewerbes und fur die 


Auſtrengungen des Unterrichts in der Anſtalt 


befige, 


5 


10) Mit Genehmigung des Herrn Oberpräſidenten 
der Provinz iſt der Vicar Alexander Tuſch aus Bruß 
im Kreiſe Conitz, nachdem gegen denſelben durch Be⸗ 
ſchluß des Königlichen Kreisgerichts zu Conitz vom 1. 
v. M. die Unterſuchung wegen unbefugter Vornahme 
von geiſtlichen Amtshandlungen eingeleitet worden, 
auf Grund des 8 5 des Reichsgeſetzes vom 4. Mai 
1874, betreffend die Verhinderung der unbefugten Aus⸗ 
übung von Kirchenämtern, bis zur Beendigung des 


ein Geſundheusatteſt, in welchem ausgedrückt gegen ihn eingeleiteten Verfahrens aus den Regierungs⸗ 
der Bewerber die körperliche Bezirken Danzig und Marienwerder ausgewieſen. 


Marienwerder, den 6. Juni 1877 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


11) Der unter dem 8. v. M. gegen den Vicar Anton 


ein Zeugniß der Reife von einer zu Entlaſ⸗Graduszewski in Bruß erlaſſene Ausweiſungsbefehl 


ſungsprüfungen berechtigten Gewerbe- oder aus dem diesſeitigen Verwaltungsbezirke iſt nach er 


Realſchule, oder einem Gymnaſium, 


des Bewerbers ſprechenden Zeugniſſe, 

. ein Führungs Atleſt, 

. ein Zeugniß der Ditsbehörde reſp. des Vor⸗ 
mundſchuftsgerichts über die Bedürftigkeit mit 


D 


folgter Beendigung des wider ihn wegen unbefugter 


„die üder die etwaige praktiſche Ausbildung Vornahme von geiſtlichen Amtshandlungen eingeleite⸗ 


ien gerichtlichen Verfahrens, erloſchen. 
Marienwerder, den 6. Juni 1877. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


ſpezieller Angabe der Vermögensoerhältniſſe 12) Die Rotzkrankheit unter den Pierden des Guts⸗ 


des Bewerbers, 


werbers ſprechenden Papiere, aus welchen 
hervorgehen muß, daß die Ableiſtung ſeiner 
Miluarpflicht keine Unterbrechung des Unter: 
richts herbeiführen werde, 

„falls der Bewerber bereits Sıudirender der 
Gewerbeacademie iſt, ein von dem Direklor 
der nſtalt auszuſtellendes » tteſt über Fleiß, 
Fortſchritte und Fah gkeiten des Bewerbers. 

Berlin, den 14. Mai 1877. ? 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 

Arbeiten. ` 
Im Auftrage: 
gez. Jacobi. 


wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß etwaige Bewerbungen um das vorgedachte 
Stipendium bei uns nur bis zum 1. August d. J. 
angebracht werden müſſen. . 
Marienwerder, den 4. Juni 1877. 
Königliche Regierung. Abiheikung des Innern. 


noch nicht beſetzt. 


beſitzers Tiedemann in Obitzau, Kreis Strasburg, iſt 


die über die militäriſcheu Verhältniſſe des B⸗ beſeitigt. 


Marienwerder, den 5. Juni 1877. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


13 Bekanntmachung. 


Die Kreiswundarzt Stelle des Danziger Land⸗ 
kreiſes, mit welcher ein jährliches Gehalt von 600 M. 
aus der Staatstaſſe verbunden iſt, ſoll ſchleunigſt be⸗ 


ſetzt werden. 


Geeignete Bewerber um dieſe Stelle fordern wir 
auf, unter Einreichung ihrer Qualifikationszeugn ſſe 


ſowie eines currieuli vitae ſich binnen 4 Wochen bei 
uns zu melden. 


Danzig, den 2. Juni 1877. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


14) Die Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Heilsberg iſt 


„Wir fordern qualificirte Bewerber um dieſe Stelle 


auf, ſich unter Einreichung der erforderlichen Zeugriſſe 
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und 15 Lebenslaufs bis zum 1. Auguſt c. bei uns 7. der Arbeiter Peter Brechany, geboren am 12. 
zu melden. 


18) 


Königsberg, den 31. Mai 1877. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Bekanntmachung. 
Auf Grund des 5 362 des Strafgeſetzbuchs find 


der Kupferſchmied Ignaz Schenk aus Weißkirchen 


in Mähren, 28 Jahre alt, durch Beſchluß der 
Königl. preußiſchen Bezirksregierung zu Ma ien⸗ 


Oktober 1854 zu Bergaman in Italien, durch 
Beſchluß des Kern 5 5 Präſidenten zu 
Metz vom 12. Mai d 


nach erfolgter gerichtlicher Bestrafung 


zu 1 wegen Landſtreichens, Bettelns und 
Führung falſchen Namens, 

zu 2 bis 4 und 6 wegen Landſtreichens und 
Bettelns, 


zu 5 und 7 wegen Landſtreichens, 
werder vom 21. April d. J.; und 


.der Drahtbinder Peter Miszak aus Niesluſa in auf Grund der SS 39 und 362 des Strafgeſetzbuchs iſt 


„der Gelbgießer Franz Joſef Sochor, 19 Jahre 


D 


„der Schneidergeſell Jan Mickes, 


„der Schreiner Peter Janſen, 59 Jahre alt, ge 


Ungarn, 17 Jahre alt, durch Beſchluß der Kö⸗ 
niglich preußiſchen Bezirks: Regierung zu Bofen 
vom 9. Mai d. J.; 


8. der Brenner Wladislaus Krzyzanowski aus 
Bochlew bei Slupce in Ruſſiſch⸗Polen nach Ber: 
büßung einer ihm wegen wiederholten einfachen 
und ſchweren Diebſtahls und wegen Landſtreichens 
zuerkannten Zuchthaus⸗ und Haftſtrafe — durch 
Beſchluß der Königlich SR Bezirksregie⸗ 
rung zu Poſen vom 8. Mai d 

aus dem Reichsgebiet ange r 


alt, geboren zu Ucbna, wohnhaft zu Auſſig in 
Böhmen, 


boren zu Elten, wohnhaft zu Lobith in den 
Niederlanden, 16) Bekanntmachung. 

zu 3 bis 4 durch Beſchluß der Königlich Nachdem die Rechnung von dem Weſtpreußiſchen 

1 Bezirksregierung zu Düſſeldorf vom Feuer⸗Societäts⸗Fonds für das Jahr 1876 unter Zus 

8. Februar bezw. 16. April d. J.; ziehung der Societäts Deputirten revidirt worden iſt, 


wird auf Grund des § 111 des Reglements vom 21. 
A en ee d November 1853 nachſtehend der Inhalt der Jahres: 


rechnung zur öff ntlichen Kenntniß gebracht. 
Bi ar Der Te Beztrksregierung Marienwerder, den 8. Juni 1877. 
zu Trie H Weſtpreußiſche Feuer⸗Societäts⸗Direction. 
geboren und 
ortsangehörig zu Woſelei in Böhmen, 18 Jahre | 
alt, durch Beſchluß des e EE Bezirks⸗Präſi⸗ 
denten zu Kolmar vom 13. Mai d. J.; 


Summariſcher Inhalt 
der Jahres⸗Rechnung der Weſtpreußiſchen Feuer⸗Sozietät pro 1876. 


Soll⸗ Iſt⸗ 
Einnahme 
Mark Pf.] Mark Pf.] M. Pf. 


R e ſt 


Gegenſtand der Einnahme Einnahme 


Beſtand aus dem Jahre 1875 


a) an Dokumenien g 8 1 - ` 5 452630 90] 452630 90 — 
b) baur 0 N A e 5 44554 12] 44554 121 — | — 
An Beurags⸗ und ſonſtigen Reſten 92 85 92 856 —— 
An Feuer⸗Societäts⸗Beiträgen d umſeitiger Lee Nach⸗ | | 
weiſung . G / 2 d 468158 46 468054 58] 103|88 
An AS Prozeßkoſten 8 N ` A 2 80 280 —|— 
An Zinſen von den Kapitalien der Societät R d 2003147 20031470 —|— 
An ſonſtigen außerordentlichen Einnahmen das S 153 50 1635506 
Summa der Einnahme 985624 |10| 985520 22J 10388 
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Soll Iſt⸗ R e ſt 
Gegenſtand der Ausgabe Ausgabe | Ausgabe 


Mark Pf.] Mark Pf.] Mark Pf. 


1] An Brandſchadensvergütung pro 1875 et retro und ſonſti⸗ 


gen Ausgaben bei der Reſtverwaltung 23176612] 111955 50] 11981062 
2] An eee pro 1876 nach beiliegender 
Nachweiſung 359638 08] 261317 08) 98321 — 
3] An Verwaltunge koſten zur Befolbung der Beamten der 
Direktion. 8 A k ` 7 8208 — 8208 — — — 
d Zu Bureaubedürfniſſen P 1521039 152139 — WE 
DI An Remunerationen für die kataſterführenden Beamten und 
Specialkaſſenrendanten 13530 — Emtee em LCV 
6] An Diäten und Ao ten für die kataſterführenden Beamten 
und Sachverſtändigenn d 5306 43] 530649 — — 
7) An Prämien zur Ermittelung von Brandfftern — e 60 — 60 — Eh — 
8 An Poſtporto o 7 5 1628,96 162896 — — 
9J An außerordentliche Remunerationen x . 1230 — 12301 — AE 
101 An Pnämien für angeſchaffte Feuerlöſchgeräthe, Aus ieichnung 
bei vorgekommenen Bränden und für rechtzeitige Ge⸗ 
ſtellung von 2 de Ja . eet 394 — 394 — — — 
11] An Prozeßkoſten / e 2 5 ö a d 34 — 34 — — — 
12] Sonſtige Angaben „ . 289 25 289 25 — — 
Summa der Ausgabe 6236060231 39194461 23166162 


Balance. 


Die Iſt Einnahme beträgt A Aë Gs, ? d 985,520 Mark 22 Pf. 
Die Iſt Ausgabg betrügt . u). run „ 1391,34 4 61 a 


Mithin Beſtand: 593,575 Mark 61 Pf. 


und zwar: 

. 2 ! . 140,944 Mark 71 Pf. 
in Privatobligationen o 1 K . 129, 620 „ 90 ⸗ 
in Weſtpreußiſchen Pfandbriefen 2 ` „ Jl Wm „Yu 
in conſolidirten Staatsanleiheſcheinen 2 ` 63,000 ee — 
in Staatsſchuldſcheinen d d d : 6000 = — : 
in Reeußifchen Rentenbriefen 8 8 . 114 00-0 ᷑-— 


Summa wie oben 593,575 Mark 61 Pf. 
(Das Verzeichniß der Abgebrannten ſolgt in nachſter Nummer.) 


Erledigte Schulſtellen. ) Die zweite Schullehrerſtelle zu Zippnow, Kreis 

Di. Crone, wird zum 1. Juli cr. erledigt. Lehrer 

17) Die erſte evangeliſche Schullehrerſtelle zu Brotzen, evangelifcher Konfeſſion, welche fih um dieſelbe bes 

reis Dt. Crone, iſt erledigt. Das Beſetzungsrecht Debt werben wollen, haben Bé. unter Einſendung ihrer 

dem Gutsvorſtand daſelbſt zu. Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpettor 
Herrn Pfarrer Strech zu Zippnow zu melden. 


r RT eg u 


(Hierzu als Beilage: Die Abänderungen der Poſtordnung vom 18. Dezember 1874, ſowie der 
Oeffentliche Anzeiger Nr. 24. 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck der R. Kanter ſchen Hofbuchdruckerei. 


i 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt. 


| Abänderungen 


der 


Poſtordnung vom 18 Dezember 1874. 


Auf Grund der Vorſchrift im §. 50 des Geſetzes 
über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Okto⸗ 
ber 1871 wird die Poſtordnung vom 18. Dezember 
1874 in folgenden Punkten abgeaͤndert: 


I. Im F. 6, „die Aufſchrift der Packete“ betreffend, 

erhält der Abſatz 1 folgenden Zuſatz: 

Zur Aufſchrift gehört auch, daß im Falle der 
Franktrung der Vermerk „frei“ ꝛc., im Falle der Ent⸗ 
nahme von Poſtvorſchuß der Vermerk „Vorſchuß von 
im Falle des Verlangens der Eilbeſtellung der Vermerk 
„durch Eilboten“ ꝛc. angegeben wird. 


2. Im 8 13, „Poſtkarten“ betreffend, erhalten die 

Abſätze III, IV, V und VII folgende Faſſung: 

III Zu den Poſtkarten mit Antwort werden 
beſonders dazu eingerichtete Formulare verwendet, von 
denen die zweite Hälfte zur Antwort dient. 

Poſtkarten müſſen frankirt werden. Für Poſt⸗ 
karten mit Antwort iſt auch für die Antwort das Porto 
vorauszubezahlen. Unfrankirte oder unzureichend frankirte 
Poſtkarten werden nicht befördert. 

Die Gebühr beträgt ohne Unterſchied der Ent⸗ 
fernung 5 Pf. für jede Poſtkarte. Für Poſtkarten mit 
Antwort werden 10 Pf. erhoben. Bei der Verwendung 
von Poſikarten als Formulare zu Druckſachen beträgt 
das Porto 3 Pf. 

VII Ungeſtempelte Formulare zu Poſtkarten wer⸗ 
den zum Preiſe von 5 Pf. für je 10 Stück verabfolgt. 


Für geſtempelte Formulare zu Poſtkarten wird nur der 


Betrag des Stempels erhoben. 


3. Im F. 14, „Druckſachen“ betreffend, erhält der 
letzte Satz im Abſatz 1 folgende Faſſung: 
Ausgenommen hiervon ſind die mittelſt der Kopir⸗ 
maſchine oder mittelſt Durchdrucks oder mittelſt eines 
dem Durchdruck ähnlichen Verfahrens hergeſtellten Schrift⸗ 
ſtücke, — gleichviel ob dabei eine Schablone bez. Matrize 
zur Verwendung kommt oder nicht —, ſowie die mittelſt 
der ſogenannten Blindenſchrift hergeſtellten Gegenſtände. 


4. In venfelben Paragraph tritt im Abfa IV 
als zwelter Satz hinzu: 
Druckſachen find auch in Form von Poſtkarten 
zuläſſig (5. 13 Abſ. II). 


unter Angabe des Betrages, und 


5. In deinſelben Paragraph erhält der Abſatz IX 
folgende Faſſung: 
IX Druckſachen bis zum Gewicht von 250 Gramm, 
welche den vorſtehenden Beſtimmungen nicht entſprechen, 
werden wie unfrankirte bz. unzureichend franklrte Briefe 
behandelt und demgemäß taxirt, mit alleiniger Ausnahme 
der Zeitungen und ſolcher Druckſachen, wie gedruckte 
Rundſchretben (Cirkulare), Geſchäftsanzeigen (Avlſe) 
u. f. w., welche Sendungen eintretendenfalls überhaupt 
keine Beförderung erhalten. Ebenſo gelangen vorſchrifts⸗ 
widrig beſchaffene Druckſachen über 250 Gramm übers 
haupt nicht zur Abſendung. 


6. Im §. 19, „Poſtvorſchußſendungen“ betreffend, 
erhält der Abſatz III folgenden Zuſatz: 
Bei Packetſendungen iſt die Entnahme von Poſt⸗ 
vorſchuß auch auf der zugehörigen Begleitadreſſe vom 
Abſender zu vermerken. 


7. In bemfelben Paragraph erhält der Abſatz IX 
unter 1 a folgende Faſſung: 

IX Für Vorſchußſendungen iſt Porto und eine 

Poſtvorſchußgebühr zu entrichten. 

1. Das Porto beträgt: 

a) für Vorſchußbriefe, Druckfachen und Waaren⸗ 
proben bis zum Gewichte von 250 Gramm, 
ſowie für Poſtkarten, 

auf Entfernungen bis 10 geographiſche Mellen 
einſchließlich .. 20 Pf., 
auf alle weiteren Entfernungen .. 40 „ 
Für unfrankirte Poſtvorſchußbriefe wird ein 
Portozuſchlag von 10 Pf. erhoben. Bei porto⸗ 
pflichtigen Dienſtſachen fiadet dieſer Zuſchlag 
nicht ſtatt. 

8. Die Inhaltsangabe des §. 20 erhält folgende 
Faſſung: 

Poſtaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen. 


9. In demſelben Paragraph erhalten die Abſätze 

VII, X, XIV und XV folgende Faſſung: 
VII Der Auftraggeber hat den Poſtauftrag nebſt 
deſſen Anlage unter verſchloſſenem Umſchlage an die 
Poſtanſtalt, welche die Einziehung bewirken ſoll, unter 
Einſchreibung (8. 16) abzuſenden. Der Brief iſt mit 
der Aufſchrift „Poſtauftrag nach (Name 


der Poſtanſtalt)“ zu verſehen. Soll die Vorzeigung 
an einem beſtimmten Tage geſchehen, dann darf die 
Einlieferung des Poſtauftrags nicht früher als ſieben 
Tage vorher erfolgen. 

Die Einziehung des Betrages erfolgt gegen 
Vorzeigung des Poſtauftrags und Aushändigung der 
quittirten Rechnung (des quittirten Wechſels ꝛc.). Die 
Zahlung iſt entweder ſofort an den Poſtboten oder, wenn 
der Auftraggeber nicht die ſofortige Rückſendung verlangt 
hat, binnen ſieben Tagen nach der Vorzeigung des Poſt⸗ 
auftrags bei der einziehenden Poſtanſtalt zu lelſten. 
Erfolgt die Zahlung innerhalb dieſer Friſt nicht, ſo wird 
der Poſtauftrag vor der Rückſendung nochmals zur Zah⸗ 
lung vorgezeigt. Als Zahlungsverwelgerung gilt nur 
eine desfallfige Erklärung des Adreſſaten ſelbſt oder deſſen 
Bevollmächtigten. Hatte der Adreſſat oder deſſen Be⸗ 
vollmächtigter bereits bei der erſten Vorzeigung die 
Einlöſung endgültig verweigert, ſo unterbleibt die noch⸗ 
malige Vorzeigung nach Ablauf der ſiebentägigen Friſt. 
Verlangt der Auftraggeber die ſoforlige Rückſendung 
nach einmaliger vergeblicher Vorzeigung, ſo iſt ſolches 
durch den Vermerk „Sofort zurück“ auf der Rückſeite 


XIV Ge Debt dem Auftraggeber frei, zu ver⸗ 
langen, daß der Poſtauftrag und deſſen Anlage nach 
einmaliger vergeblicher Vorzeigung nicht an ihn zurück-, 
ſondern an eine andere Perſon in Deutſchland weiter⸗ 
geſandt werden ſoll. Dies Verlangen iſt unter Angabe 
der vollſtändigen Adreſſe dieſer Perſon durch den Ver⸗ 
merk „Sofort an N. in N.“ auf der fleit des 
Poſtauftrags auszudrücken. 

Wünſcht der Auftraggeber, daß die Weiter: 
ſendung an eine zur Aufnahme des Wechſelproteſtes 
befugte“ Perſon geſchieht, ſo genügt der Vermerk: „So⸗ 
fort zum Proteſt“, ohne daß es der namentlichen Bezeich⸗ 
nung einer ſolchen Perſon bedarf. Alle Poſtaufträge, 
auf welchen für den Fall der Nichteinlöſung die Weiter⸗ 
gabe zur Proteſtaufnahme verlangt iſt, werden ſofort 
nach der erſten vergeblichen Vorzeigung oder nach dem 
erften vergeblich gebliebenen Verſuche der Vorzeigung 
weitergeſandt. Mit der Weitergabe des Poſtauftrags 
und deſſen Anlagen an den betreffenden Notar, Gerichts⸗ 


vollzieher ꝛc. iſt die Obliegenheit der Poſtverwaltung 


erfüllt. Die Proteſtkoſten hat der Auftraggeber unmittel⸗ 
bar an den Erheber des Proteſtes zu entrichten. 


10. Zwiſchen den Së. 20 und 21 tritt der nach- 
folgende 8. 20a hinzu: 
Poſtaufträge zur Einholung von Wechſelaccepten. 
S 20a. I Im Wege des Poſtauftrags können 
auch Wechſel an den Bezogenen behufs Einholung der 
Annahmeerklärung verſendet werden. Die mit einem 


Poſtauftrage zur Verſendung kommenden Wechſel dürfen 


einzeln und zuſammen den Betrag von 3000 Mark nicht 
überſteigen. 


II Zu den Poftaufträgen für Accepteinholung 
Derar⸗ 
tige Formulare werden zum Preiſe von 5 Pfennig für 


kommt ein beſonderes Formular in Gebrauch. 


je 10 Stück bei ſämmtlichen Poſtanſtalten zum Verkauf 
bereit gehalten. Der Auftraggeber hat auf der Vorder⸗ 
ſeite des Formulars anzugeben: 
den Namen und Wohnort des Bezogenen, 
den Betrag des Wechſels, wobei die Markſumme in 
Zahlen und in Buchſtaben ausgedrückt ſein muß, 
den eigenen (des Auftraggebers) Namen und Wohnort. 
Die Ausfüllung des Vordrucks bezüglich des Tages 
der Fälligkeit des Wechſels und die Angabe der etwaigen 
Wechſelnummer bleibt dem Auftraggeber anheimgeſtellt. 
Der unbedruckte Theil der Rückſeite des Formulars dient 
zur Aufnahme etwaiger Beſtimmungen des Auftrag⸗ 
gebers darüber, ob der Poſtauftrag nach einmaliger ver⸗ 
geblicher Vorzeigung an ihn zurück oder an eine andere 
Perſon weitergeſandt, oder einer zur Proteſterhebung 
befugten Stelle übergeben werden ſoll. Für ſolche Fälle 
genügen die Vermerke: „Sofort zurück“, „Sofort an 
N. in N.“, „Sofort zum Proteſt“. Zu ſchriſtlichen 
Mittheilungen an den Wechſelbezogenen iſt das Poſtauf⸗ 
trags⸗Formular, welches im Falle der Annahme des 
Wechſels in den Händen der Poſt verbleibt, nicht zu 


h i d benutzen. 
zu bezeichnen. Theilzahlungen werden nicht angenommen. 


III Dem Poſtauftrage ſind die zum Zweck der 
Annahme vorzuzeigenden Wechſel beizufügen. Das Bei⸗ 
legen von Briefen, ſowie die Vereinigung mehrerer 
Poſtaufträge zu einer Sendung ſind unſtatthaft. 
Demſelben Poſtauftrage können mehrere Wechſel nur 
dann beigefügt werden, wenn ſie auf den nämlichen 
Bezogenen lauten und gleichzeltig zur Annahmeerklärung 
vorzuzeigen ſind. 

IV Der Auftraggeber hat den Poſtauftrag mit 
dem Wechfel in verſchloſſenem Umſchlage unter Ein⸗ 
ſchreibung an diejenige Poſtanſtalt abzuſenden, welche 
die Accepteinholung bewirken ſoll. Der Brief iſt mit 
der Aufſchrift „Poſtauftrag nach (Name 
der Poſtanſtalt)“ zu verſehen. Ueber den Poſtauftrag 
wird ein Einlieferungsſchein ertheilt. 

V Die Vorzeigung des Poſtanftrags und des 
beigefügten Wechſels erfolgt an den Wechſelbe zogenen 
ſelbſt oder an deſſen Bevollmächtigten. Als be⸗ 
vollmächtigt wird hierbei, ſofern der Bezogene 
nicht bei der Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt eine im Beſon⸗ 
deren auf die Annahme von Wechſeln lautende Voll⸗ 
macht niedergelegt hat, poſtſeitig jede ſolche Perſon an⸗ 
geſehen, welche zur Empfangnahme von Einſchreib 
fendungen für den Bezogenen berechtigt iſt. An 
Sonntagen und an geſetzlichen Feiertagen findet die 
Vorzeigung von Poſtaufträgen nicht ſtatt. Diejenigen 
Wechſel, welche bei der erſten Vorzeigung von dem Be⸗ 
zogenen oder ſeinem Bevollmächtigten mit einem ſchrift⸗ 
lichen Accept oder einer ſchriftlichen Annahmeverweigerung 
nicht verſehen worden ſind, werden nach ſieben Tagen 
nochmals vorgezeigt, falls nicht der Auftraggeber durch 


elnen Vermerk auf der Rückſeite des Poſtauftrags⸗For⸗ 


mulars ein anderes Verfahren vorgeſchrieben hat. 


VI Die Annahme des Wechſels muß durch den 
Bezogenen oder deſſen Bevollmächtigten auf dem Wechſel 


schriftlich geſchehen. Die Annahule gilt als verweigert, 


wenn dieſelbe nur auf einen Theil der Wechſelſumme 
erfolgt, oder wenn der Annahmeerklärung andere Ein⸗ 
ſchränkungen beigefügt werden. 

VII Der angenommene Wechſel wird von der 
Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt ungeſäumt an den Auftrag⸗ 
geber in einem Umſchlage unter Einſchreibung zurück⸗ 
geſandt. 

VIII Hat der Auftraggeber auf der Rückſeite des 


Poſtauftrags⸗Formulars nicht andere Beſtimmung ge⸗ 


troffen, ſo ſind der Poſtauftrag und die Anlagen an 
ihn zurückzuſenden, ſobald feilfteht, daß der Bezogene 
nicht zu ermitteln iſt, oder ſobald der Bezogene bz. ſein 
Bevollmächtigter eine die Verweigerung der Annahme 


ausdrückende oder ihr gleich zu achtende Erklärung auf 


den Wechſel niedergeſchrieben, oder ſobald die zweite 
Vorzeigung ſtattgefunden hat. 


IX Der Auftraggeber kann verlangen, daß der 


Poſtauftrag nebſt den Wechſel nach einmaliger ver⸗ 
geblicher Vorzeigung nach einem innerhalb Deutſch— 
lands belegenen Orte weitergefantt werde. Dieſes 
Verlangen iſt unter genauer Bezeichnung eines anderen 
Empfängers durch den Vermerk „Sofort an N. in N.“ 
auf der Rückſeite des Poſtauftrags⸗Formulars auszu⸗ 


drücken. Eine ſolche Weiterſendung findet koſtenfrei 
ſtatt. Dieſelbe geſchieht unverzüglich, und zwar niittelſt 


Einſchreibbrlefes an die betreffende Poſtanſtalt. 
X Wünſcht der Auftraggeber, daß der Poſtauftrag 


nebſt Wechſel nach einmaliger vergeblicher Vorzeigung | 


an eine zur Aufnahme von Wechſelproteſten befugte 


ſo genügt der Vermerk „Sofort zum Proteſt“, ohne daß 
es der namentlichen Bezeichnung einer ſolchen Perſon 
bedarf. Alle Poſtaufträge, auf welchen für den Fall 
der nicht zu erlangenden Annahme die Weiterſendung 
des Wechſels zur Proteſtaufnahme vorgezeichnet iſt, 
werden ſofort nach der erſten vergeblichen Vorzeigung oder 
nach dem erſten vergeblich gebliebenen Verſuche der Vor⸗ 
zeigung weitergeſandt. Mit der Weiterſendung des Poſt⸗ 
auftrags nebſt Wechſels an den betreffenden Notar, Ge⸗ 
richtsvollzieher ꝛc. iſt die Obliegenheit der Poſtverwaltung 
erfüllt. Die Proteſtkoſten hat der Auftraggeber unmit⸗ 
telbar an den Erheber des Proteſtes zu entrichten. 
XI Die Gebühren für einen Poſtauftrag zur Be⸗ 
ſorgung des Wechſelaccepts beſtehen aus folgenden Sätzen: 
a) dem Porto für den Poftauftragsbrief mit 30 Pf. 
p) der Gebühr für die Vorzeigung, ohne Rüd- 
ſicht auf die Höhe des Wechſelbetrages von 10 „ 
e) dem Porto für den Einſchreibbrief mit 
dem zurückgehenden Wechſel mit : 
zuſammen 70 Pf. 
Das Porto unter a. iſt vom Auftraggeber voraus⸗ 
zubezahlen. Die Beträge unter b. und e. werden dem 
Auftraggeber angerechnet, ſobald die Rückſendung des 
bloßen Wechſels oder des Poſtauftrags nebſt Wechſel ſtatt⸗ 
findet. Werden Poſtaufträge zur Proteſtaufnahme abgege⸗ 
ben, fo bleiben die Gebühren unter beund e außer Anſatz. 


XII Die Poſtverwaltung haftet für die Beforde 
rung eines Poſtauftragsbriefes, wie für einen eingeſchrie⸗ 
benen Brief. Eine weitergehende Gewähr, insbeſondere 
für rechtzeitige Vorzeigung oder für rechtzeitige Rück⸗ 
oder Weiterſendung des Poſtauftrags nebſt Anlage wird 
nicht geleiſtet; auch übernehmen die Poſtanſtalten 
keinerlei Verpflichtung zur Erfüllung der beſonderen 
Vorſchriften des Wechſelrechts. 


11. Im S. 32, die „Beſtellung“ betreffend, erhal⸗ 
ten die Abſätze V und VII folgende Faſſung: 

»An Orten, wo Briefe mit höherer Werth⸗ 
angabe und Packete mit Werthangabe durch die beſtellen⸗ 
den Boten ausgetragen werden, ſind zu erheben: 

a) für Briefe mit Werthangabe über 1500 bis 3000 
Mark: 10 Pf., über 3000 Mark: 20 Pf., 

b) für Packete mit Werthangabe: die Sätze für Briefe 
mit Werthangabe; wenn aber der Tarif für die 
Beſtellung der gewöhnlichen Packete höhere Sätze 
ergiebt, dieſe letzteren. Für einzelne Orte kann 
durch beſondere Verfügung auch für Packete mit 
Werthangabe über 1500 bis 3000 Mark die Be⸗ 
ſtellgebühr auf 20 Pf. feſtgeſetzt werden. 

VII Für das Abtragen der Briefe mit Werth⸗ 
angabe, der bis 2½ Kilogramm ſchweren Packete mit 
oder ohne Werthangabe, der Einſchreibpackete bis zu 
demſelben Gewichte und der Poſtanweiſungen nach dem 
Landbeſtellbezirke wird ohne Rückſicht auf die Höhe der 
etwaigen Werthangabe bz. des Geldbetrages ein Beſtell⸗ 
geld von 10 Pf. erhoben. Werden Packete von höherem 


Perſen zum Behufe der Proteſterhebung abgegeben werde, Gewichte als 2. Kilogramm abgetragen, fo beträgt 


das Beſtellgeld 30 Pf. für das Stück. 


12. Im F. 34, „An wen die Beſtellung geſchehen 
muß“ betreffend, erhält der Abſatz II folgen⸗ 
den Zuſatz: 

Sind bei Poſtaufträgen mehrere Perſonen bezeichnet, 
fo erfolgt die Vorzeigung nur an den zuerft genannten 
Adreſſaten oder deſſen Bevollmächtigten. 


13. In demſelben Paragraph erhält der Abſatz III 
folgende Faſſung: 

III. Wird der Adreſſat oder deſſen nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen beſtellter Bevollmächtigter 
in ſeiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem 
Briefträger oder Boten der Zutritt zu ihm nicht ge⸗ 


ſtattet, fo erfolgt die Beſtellung bz. Aushändigung 


der gewöhnlichen Briefe, Poſtkarten, Druckſachen und 
Waarenproben, ſowie der Begleitadreſſen zu gewöhn⸗ 
lichen Packeten (§. 32 Abſ. 1) bz. der Packete ſelbſt, 
ferner der Anlagen zu Poſtaufträgen, ſofern die 
Zahlung des dafür einzuziehenden Betrages ſogleich 
erfolgt, 
an einen Haus⸗ oder Geſchäftsbeautten, ein erwachſenes 
Familienglied oder ſonſtigen Angehörigen, oder an einen 
Dienſtboten des Adreſſaten bz. des Bevollmächtigten des⸗ 
ſelben. Wird Niemand angetroffen, an den hiernach 
die Beſtellung bz. Aushändigung geſchehen kann, ſo 


nen N. * L gek NK ZK gie 


erfolgt dieſelbe an den Hauswirth oder an den Woh⸗ 
nungsgeber oder an den Thürhüter des Hauſes. 


14. In demſelben Paragraph erhält der erſte Satz 
im Abſatz V folgende Faſſung: 
*Die Behändigung an dritte Perſonen iſt un⸗ 
zuläſſig, wenn es ſich um die Beſtellung von 
1) Einſchreibſendungen ($. 16), 
2) Poſtanweiſungen (8. 17), 
3) Telegraphiſchen Poſtanweiſungen (§. 18), 
4) Ablieferungsſcheinen (S. 32 Abſ. I), 
5) Poſt⸗Packetadreſſen zu eingeſchriebenen Pacteten 


und zu Packeten mit Werthangabe (8. 32 Abf. 3 


handelt. Es müſſen dieſe Gegenſtände vielmehr ſtets 
an den Adreſſaten oder deſſen Bevollmächtigten ſelbſt 
beſtellt werden. 


15. In demſelben Abſatz kommt der zweite Satz: 
„Sind bei Poſtaufträgen mehrere Perſonen 
bezeichnet, ſo erfolgt die Vorzeigung nur an 
den zuerſt genannten Adreſſaten oder deſſen 
Bevollmächtigten“ in Wegfall. 

16. Im F. 36, die „Berechtigung des Adreſſaten 
zur Abholung der Briefe u. ſ. w.“ betreffend, 
erhält der Abſatz V folgende Faſſung: 

Die Beſtellung erfolgt jedoch, der abgegebenen 


Poſtwerthzeichen umgetauſcht. 


Erklärung des Adreſſaten ungeachtet, durch Boten der 


Poſtanſtalt: 


baar einzulöſen. 


1) wenn der Abſender es verlangt und diefes Ver⸗ 


langen auf der Adreſſe, z. B. durch den Bermerk 
„durch Eilboten“ ꝛc. ausdrücklich ausgeſprochen 
hat (5. 21); 

2) wenn es auf die Beſtellung von Briefen mit Be⸗ 
händigungsſchein (§. 35) bz. auf die Vorzeigung 
von Poſtaufträgen (88. 20 und 20a) ankommt; 

3) wenn der Adreſſat nicht am Tage nach der An⸗ 
kunft, oder wenn er außerhalb des Ortsbeſtell⸗ 
bezirks der Poſiaaſtalt wohnt, nicht innerhalb der 


Berlin, den 13. April 1877. 


erheben. 


50 Pf. 


A 


nächſten drei Tage den zu beſtellenden Gegenſtand 
abholen läßt. 


17. Hinter dem $. 41 tritt der folgende neue 
Paragraph hinzu: 
Nachlieferung von Zeitungen. 

S. 41a. Bei verſpätet erfolgender Beſtellung auf 
Zeitungen iſt, wenn von dem Bezieher die Nachlieferung 
der für die Bezugszeit bereits erſchienenen Nummern 
einer Zeitung gewünſcht wird, für das an die Zeitungs⸗ 
Verlags⸗Poſtanſtalt wegen der Nachlieferung abzulaſſende 
beſondere Beſtellſchreiben das tarifmäßige Franko von 
10 Pf. zu entrichten. Ebenſo iſt, wenn Bezieher von 
Zeitungen die nochmalige Lieferung einzelner ihnen 
fehlender Nummern der Zeitung verlangen, für das 
dieſerhalb an die Verlags⸗Poſtanſtalt zu richtende poſt⸗ 
amtliche Schreiben das Franko von 10 Pf. zu erlegen. 


13. Im 8 42, den „Verkauf von Poſtwerthzeichen“ 
betreffend, tritt am Schluſſe folgender neue 
Abfatz hinzu: 

VI Außer Kurs geſetzte Poſtwerthzeichen werden 
innerhalb der durch den Deutſchen Reichsanzeiger und 
andere öffentliche Blätter bekannt zu machenden Friſt 
bei den Poſtanſtalten zum Nennwerth gegen gültige 
Nach Ablauf der Friſt 
findet ein Umtauſch nicht mehr ſtatt. Die Reichs⸗ 
Poſtverwaltung iſt nicht verbunden, Poſtwerthzeichen 


19. Im $. 43, die „Entrichtung des Portos und 
der dong Gebühren“ betreffend, erhält der 
Abſatz VII folgende Faſſung: 

VII In Fällen, in welchen das Porto geſtundet 
wird, iſt dafür monatlich eine Stundungsgebühr zu 
Dieſelbe beträgt 5 Pf. für jede Mark oder 
den überſchießenden Theil einer Mark, mindeſtens aber 
Wenn in einem Monat Porto nicht zu ſtunden 


geweſen iſt, ſo wird eine Gebühr nicht erhoben. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
Stephan. 


Druck der Hofbuchdruckerei von 


Redigirt im Büreau der Königlichen Regierung au, Frankfurt a. O 
rowitzſch u. Sobn in Frankfurt a. O. 


